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Die kommende Klimakonferenz 
in Kopenhagen im Dezember 

2009 ist richtungsweisend. Eine 
Einigung über ein Folgeabkommen 
des Kyoto-Protokolls ist dringend 
geboten. Bekanntlich fordern die 
Klimaforscher eindringlich, die 
Treibhausgase bis zum Jahr 2050 
deutlich zu vermindern, um die Ge-
fahren durch den Klimawandel zu 
vermeiden. Dabei werden etwa drei 
Viertel der weltweiten Treibhausga-
se von den entwickelten Volkswirt-
schaften wie die USA, Europa und 
Japan verursacht. Der Klimawandel 
schreitet unaufhörlich voran, da der 
Anteil der fossilen Energien an der 
Energieerzeugung immer weiter 
zunimmt. Stark wachsende Volks-
wirtschaften wie China, aber auch 
Russland und Indien verbrauchen 
immer mehr fossile Energie. Insbe-
sondere der stark steigende Kohle-
verbrauch lässt die Treib hausgase 
unaufhaltsam ansteigen. Dabei 
wird nicht selten der Verbrauch fos-
siler Energie subventioniert, was zu 
einer Verschwendung von Energie 
führt.

In China beispielsweise geht 
derzeit durchschnittlich ein Koh-
lekraftwerk pro Woche ans Netz. 

Claudia Kemfert

Die Herausforderung

Diese Kohlekraftwerke werden die 
kommenden 40 bis 60 Jahre immer 
weiter klimabelastende Emissio-
nen verursachen. Zudem wächst 
der Transportsektor und vor allem 
der motorisierte Individualverkehr 
unaufhörlich, was zu einem stei-
genden Benzinverbrauch führt. 
Jährlich wandern in China 18 Mio.
Menschen vom Land in die Stadt. 
Innerhalb der kommenden 30 
Jahre werden in China 200 Mega-
Städte gebaut werden, d.h. Städte 
mit über 1 Mio. Einwohnern, wovon 
Europa gerade mal 35 hat. Zudem 
besitzen und fahren derzeit in Chi-
na vier von 100 Menschen ein Au-
to, in den USA und Europa sind 
es 80 von 100. Diese Entwicklung 
macht deutlich, wie rasch in stark 
wachsenden Volkswirtschaften die 
Treibhausgase zunehmen werden. 
Schon heute hat China in abso-
luten Werten gemessen die USA 
als Nummer eins der weltweiten 
Treibhausgasemittenten abgelöst. 
Zwar liegen die Emissionen von 
China und Indien pro Kopf noch 
weit hinter denen der Industrie-
länder. Insbesondere die USA ver-
brauchen pro Kopf immer noch am 
meisten Energie und könnten somit 

durch einen sparsameren Umgang 
leicht und kostengünstig die Kli-
magase senken. Dennoch ist ab-
zusehen, dass durch das rasante 
Wirtschaftswachstum speziell der 
Schwellenländer die Treibhausga-
se weiter wachsen werden, sodass 
sich die Pro-Kopf-Emissionen im-
mer weiter annähern.

Die Konzentration der Treib-
hausgase in der Atmosphäre hat 
schon heute fast das Niveau er-
reicht, das nicht überschritten wer-
den sollte, will man nicht das Klima 
irreversibel schädigen. Um den Kli-
mawandel einzudämmen, müssen 
die modernen, entwickelten Volks-
wirtschaften es schaffen, die Klima-
gase drastisch zu vermindern und 
zudem fossile Energien durch alter-
native Energien ersetzen. Wenn wir 
eine irreversible Schädigung des 
Klimas vollständig vermeiden woll-
ten, müssten bis zur Mitte diesen 
Jahrhunderts die Treibhausgase 
um mindestens 50 bis zu 80% ver-
mindert werden, um einen Anstieg 
der globalen Oberfl ächentempe-
ratur um über 2° C bis zum Ende 
des Jahrhunderts zu vermeiden. 
Dies kann nur durch einen drasti-
schen Umbau des Energiesystems, 

Was kann der Klimagipfel in 
Kopenhagen erreichen?

Die Klimakonferenz in Kopenhagen steht unmittelbar bevor. Ganz oben auf der 
Agenda steht ein Folgeabkommen des Kyoto-Protokolls, denn dieses Abkommen läuft 
2012 aus. Hohe Erwartungen prägen diese Konferenz. Sowohl die großen entwickelten 
Volkswirtschaften, die derzeit drei Viertel der Treibhausgase verursachen, als auch die 

aufstrebenden, stark wachsenden Volkswirtschaften müssen sich einigen. 
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durch Energieeinsparungen und 
klimabewusste Landwirtschaft und 
Energiegewinnung erreicht wer-
den. Die G8-Länder haben sich 
grundsätzlich darauf verständigt, 
das 2° C-Ziel anzuerkennen. Den-
noch ist die Ausgangslage für die 
Verhandlungen für den internatio-
nalen Klimaschutz sehr zwiespältig 
und unsicher. Die einzelnen Länder 
haben selbstverständlich sehr un-
terschiedliche Interessen und Ver-
handlungspositionen.

Von Kyoto nach Kopenhagen

Das Kyoto-Protokoll ist zwar als 
ein erstes wichtiges Abkommen zur 
Treibhausgasminderung zu werten. 
Allerdings trägt es aus klimatolo-
gischer Sicht wenig dazu bei, den 
Treibhauseffekt wirklich einzudäm-
men. Das Kyoto-Protokoll hatte 
einige grundsätzliche Konstrukti-
onsfehler. Zum einen haben viele 
Weltnationen selbst diese geringen 
Ziele nicht mit aktiver Klimaschutz-
politik aufgrund fehlender Sanktio-
nen erreichen können bzw. wollen. 
Zum anderen hat das Kyoto-Proto-
koll viel zu undynamisch und infl e-
xibel Ziele vorgegeben, die wenig 
nationale wirtschaftliche Anreize für 
mehr Klimaschutz zulassen.

Um den Klimawandel wirksam 
aufzuhalten, müssten die Treib-
hausgasemissionen auf 3 t pro Kopf 
weltweit stabilisiert werden.1 Dies 
würde eine  drastische Reduzierung 
der Treibhausgase in den kommen-
den Jahren insbesondere in den 
Ländern mit hohem Pro-Kopf-Aus-
stoß, wie die USA, Kanada, Europa 
oder Japan und Australien, bedeu-
ten. Eine politische Durchsetzbar-
keit ist somit kaum gegeben. Da ein 
globales Pro-Kopf-Emissionsziel 
und die Einführung eines globalen 

1 Vgl. Intergovernmental Panel of Climate 
Change (IPCC): Climate Change 2007, Fourth 
Assessment Report, Synthesis Report, Cam-
bridge University Press, Cambridge 2007.
Vgl. Wissenschaftlicher Beirat für Globale 
Umweltveränderungen (WBGU): Kassensturz 
für den Weltklimavertrag – Der Budgetansatz, 
Berlin 2009.

Die Autoren
des Zeitgesprächs:

Prof. Dr. Claudia Kemfert, 40, 
leitet die Abteilung Energie, 
Verkehr, Umwelt am Deut-
schen Institut für Wirtschafts-
forschung (DIW Berlin) und 
lehrt an der Hertie School of 
Governance in Berlin.

Dr. Hubertus Bardt, 35, ist 
Leiter der Forschungsstelle 
Ökonomie/Ökologie im Insti-
tut der deutschen Wirtschaft 
in Köln.

Astrid Dannenberg, 31, Dr. 
Tim Mennel, 36, und Daniel 
Osberghaus, 28, sind wis-
senschaftliche Mitarbeiter 
am Zentrum für Europäische 
Wirtschaftsforschung (ZEW) 
in Mannheim. Prof. Dr. Bodo 
Sturm, 37, ist Professor für 
Volkswirtschaftslehre und 
Quantitative Methoden an 
der Hochschule für Technik, 
Wirtschaft und Kultur (HTWK) 
Leipzig.

Emissionszertifi katehandels ins-
besondere die Entwicklungslän-
der bevorteilen würde, werden vor 
allem fl exible nationale Ziele be-
vorzugt. Die Einführung von Tech-
nologie- oder Effi zienzstandards, 
die Festsetzung eines bestimmten 
Anteils erneuerbarer Energien oder 
die deutliche Erhöhung der Ausga-
ben für Energieforschung sind nur 
einige Instrumente eines wirksa-
men Klimaschutzes auf Staaten-
ebene. Letztere Ziele wären natio-
nal zu erreichen und daher politisch 
eher wahrscheinlicher umzusetzen. 
Daher wird der Post-Kyoto-Poli-
tikprozess nur dann Erfolg haben, 
wenn es gelingt, die individuellen 
nationalen Bedingungen, ökono-
mische und soziale Entwicklungen 

und Interessen einzubeziehen. Ein 
globales Cap- and Trade-System 
wird es als Post Kyoto nicht geben, 
da Länder mit hohem Emissionsni-
veau derzeit kein Interesse daran 
haben, stark wachsende Volkswirt-
schaften zu subventionieren.2

Die Ausgangs- und Interessenla-
gen der einzelnen Länder sind sehr 
unterschiedlich. Japan befürwortet 
grundsätzlich den Klimaschutz und 
hat nationale verbindliche Minde-
rungsziele vorgeschlagen. Es plant, 
die Emissionen bis zum Jahre 2020 
um 15% gegenüber 2005 zu redu-
zieren. Dies entspricht einer Re-
duktion der Treibhausgase um 9% 
gegenüber 1990. Allerdings hat 
Japan auch im Kyoto-Protokoll ver-
einbart, die Treibhausgase bis zum 
Jahr 2012 um 6% zu mindern, die 
derzeitigen Emissionen liegen je-
doch 8% über dem Wert von 1990, 
die energiebedingten CO2-Emis-
sionen sogar um 18%. China hat 
bereits signalisiert, dass es bereit 
ist, Klimaschutzziele zu akzeptie-
ren und konkrete Pläne zur Treibh-
ausgasminderung vorgelegt. China 
beabsichtigt, eine Minderung der 
Emissionen nach dem Jahr 2020 
zu erreichen und die Treibhausgase 
ab dem Jahr 2030 auf das Niveau 
des Jahres 2005 zu senken und 
dort einzufrieren. Auch Indien hat 
die grundsätzliche Bereitschaft für 
mehr Klimaschutz signalisiert. Die 
Entwicklungsländer fordern von 
den Industriestaaten, ihre Verant-
wortung durch aktiven Klimaschutz 
zu übernehmen und fi nanzielle 
Unterstützung zur Anpassung an 
den Klimawandel zu leisten. Völlig 
unsicher und unklar sind hingegen 
die Positionen der Länder wie Aus-
tralien, Kanada und Russland. Alle 
drei Länder fürchten massive wirt-
schaftliche Nachteile aufgrund des 

2 C. K e m f e r t , P. T. Tr u o n g : Impact as-
sessment of Emission stabilisation scena-
rios with and without induced technological 
change, in: Energy Policy, 35, (2007), 11, 
S. 5337-5345.
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hohen fossilen Energieverbrauchs. 
Russland ist nach wie vor der An-
sicht, dass der Klimawandel posi-
tive Folgewirkungen für Russland 
haben wird. Auch die OPEC-Staa-
ten werden sich gegen ein Klima-
schutzabkommen stellen, da sie 
wirtschaftliche Verluste durch den 
verminderten Ölexport befürchten. 
Es bleibt somit spannend, welche 
Ziele in Kopenhagen festgelegt 
werden. Vermutlich werden ähn-
lich dem G8-Vorbild die Länder das 
2° C-Ziel akzeptieren aber keine 
konkreten Emissionsminderungs-
ziele in bestimmten Zeitperioden 
verbindlich festschreiben.

Yes we can

Die USA haben dem bisherigen 
Klimaschutzabkommen – dem 
Kyoto-Protokoll – nie zugestimmt; 
und hätten es auch nicht getan, 
wenn Al Gore zu dem Zeitpunkt 
Präsident gewesen wäre. Das 
Kyoto-Protokoll hat nach Meinung 
der USA keine fl exiblen und eigen-
ständigen Wege zur Erreichung der 
Ziele enthalten, sondern viel zu sta-
tisch verbindliche und kaum zu er-
reichende Emissionsminderungs-
ziele festgeschrieben. Die ökono-
mischen Kosten zur Erreichung der 
Klimaschutzziele wurden für die 
amerikanische Wirtschaft als zu 
hoch eingestuft.

„Yes we can (pass climate 
change legislation)“ haben die 
beiden US-Senatoren John Ker-
ry (Massachusetts) und Lindsey 
Graham (South Carolina) in einem 
Kommentar in der New York Times 
am 10.10.2009 verkündet und da-
mit aktiv für die Verabschiedung 
des Klimagesetzes im Senat ge-
worben.3 Bemerkenswert ist diese 
positive Einschätzung deswegen, 
weil mit Lindsey Graham eine Re-

3 Vgl.http://www.nytimes.com/ 2009/10/11/
o p i n i o n / 1 1 k e r r y g r a h a m . h t m l ? _
r=1&scp=3&sq=graham&st=cse , und http://
climateprogress.org/2009/10/11/senate-cli-
mate-deal-lindsey-graham-john-kerry, zuge-
griffen am 16.10.2009.

publikanerin für das Klimagesetz 
wirbt. Die Republikaner haben 
bisher eher die negativen Wir-
kungen des Klimaschutzes in den 
Vordergrund gerückt. Somit ist es 
nicht unwahrscheinlich, dass das 
eindeutige Votum der Senatorin 
Graham einige weitere Stimmen 
aus dem konservativen Lager mit 
sich ziehen dürfte. Somit wird es 
wahrscheinlicher, dass ein Klima-
gesetz verabschiedet wird, da  man 
näher an die „magische Grenze“ 
von 60 Stimmen rücken würde, 
die in den USA benötigt werden, 
um überhaupt ein Gesetz aufzu-
setzen. Zuvor hat das Klimagesetz 
bereits das Repräsentantenhaus 
passiert. Zwar wird das Gesetz 
nicht vor Jahresende und somit 
nicht vor den Klimaverhandlungen 
in Kopenhagen verabschiedet sein, 
dennoch stehen alle Zeichen in den 
USA auf grün, d.h. für mehr aktiven 
Klimaschutz.

Diese Entwicklung ist ein posi-
tives Signal für den Klimaschutz 
für die weltweiten Klimaverhand-
lungen. Denn man muss sehen, 
dass die USA ganz anders als Eu-
ropa oder gar Deutschland in der 
Vergangenheit nicht aktiv für den 
Klimaschutz eingetreten sind. Inte-
ressant ist heute, dass gerade die 
Republikanischen Senatoren sich – 
wie sie in dem New York Times Arti-
kel erklären – insbesondere für eine 
Abkehr vom Öl aussprechen und 
verstärkt heimische Energieträger 
nutzen wollen, die nur wenig Treib-
hausgase verursachen. Eine Wen-
de hin zu einer „grünen Wirtschaft“ 
verspricht ökonomische Vorteile 
wie Arbeitsplätze und eingesparte 
Energiekosten. Die Argumentation 
gleicht der deutschen Politik sehr, 
und folglich ist es wenig verwun-
derlich, dass Deutschland derzeit in 
den USA als Vorreiter und positives 
Beispiel für gekonnten Klimaschutz 
gesehen wird.

Die Signale für Kopenhagen sind 
daher grundsätzlich positiv. Auch 
wenn die bisher im Klimagesetz 
der USA formulierten Treibhaus-
gasminderungsziele von 17% bis 
2020 und 83% bis 2050 in der end-
gültigen Verabschiedung im Senat 
abgeschwächt werden sollten, die 
USA kommen mit einem Erfolg und 
einem klaren Signal nach Kopen-
hagen. Wie hoch die Treibhausgas-
minderungen tatsächlich sein wer-
den und wie genau die USA diese 
Ziele erreichen wollen, das werden 
sie sicherlich in keinem internatio-
nalen Klimaabkommen verbindlich 
festlegen. Dennoch werden die 
USA glaubhaft deutlich machen 
können, dass sie ebenso wie Eu-
ropa, Japan und auch China beab-
sichtigen, aktiven Klimaschutz im 
Land umzusetzen.

Aus diesem Grund sind die erste 
Hürde, die das Klimagesetz im Re-
präsentantenhaus in den USA ge-
nommen hat, und nun die eindeutig 
positiven Signale aus den Lagern 
der Republikaner die wichtigsten 
Zeichen, die Kopenhagen benö-
tigt. Denn ohne die USA würde es 
äußerst unwahrscheinlich werden, 
dass ein Folgeabkommen von 
Kyoto erarbeitet wird. Auch wenn 
ein Kopenhagen-Protokoll höchst-
wahrscheinlich die hochgesteckten 
Ziele von sehr starken Emissions-
minderungen nicht umsetzen wird, 
wäre es ein großer Erfolg, wenn die 
Weltnationen Klimaschutzziele wie 
die Anerkennung des 2° C-Ziels 
verbindlich festschreiben. Ohne die 
USA wird es kein weiteres Klimaab-
kommen geben.

Anspruch und Wirklichkeit von 
Europas Klimaschutzpolitik

Die Europäische Union denkt in 
Punkto Klimaschutz grundlegend 
anders als die USA und möchte am 
liebsten den Industriestaaten kon-
krete Emissionsminderungsziele 
in Zeitschritten vorschreiben. Dies 
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liegt daran, dass Europa grundsätz-
lich so vorgeht, dass es konkrete 
Ziele vorgibt, die dann von den 
einzelnen Ländern umgesetzt wer-
den müssen bzw. sollten. Im Janu-
ar 2007 und 2008 hat Europa das 
sogenannte „20-20-20“-Ziel for-
muliert: Europa soll bis zum Jahre 
2020 die Treibhausgasemissionen 
um 20% gemessen an den Emis-
sionen von 2005 vermindern. Zu-
dem soll der Anteil an erneuerbaren 
Energien auf 20% ansteigen und 
zugleich die Energieeffi zienz um 
20% verbessert werden.  Deutsch-
land müsste nach dem Vorschlag 
der EU-Kommission die Treibhaus-
gasemissionen bis zum Jahre 2020 
um 14% senken, gemessen an den 
Emissionen aus dem Jahre 2005.

Das im Kyoto-Protokoll verein-
barte Klimaschutzziel der Emissi-
onsminderung von 8% bis 2012 im 
Vergleich zu 1990 wurde in erster 
Linie durch die drastischen Reduk-
tionen der Treibhausgase durch 
den wirtschaftlichen Einbruch in 
Osteuropa erreicht, kaum durch 
aktiven Klimaschutz. Deutschland 
hat – auch zum größten Teil bedingt 
durch die deutsche Wiedervereini-
gung – einen Großteil der Emissi-
onsminderung seit 1990 geleistet 
und hat den Anteil an erneuerbaren 
Energien deutlich erhöhen können. 
Im Gegensatz zu Spanien, Portugal 
oder Griechenland, deren Emissi-
onen weit über den Kyoto-Verein-
barungen liegen, hat Deutschland 
einen deutlichen Beitrag zur Euro-
päischen Lastenverteilung leisten 
können.

Der im Jahr 2005 eingeführte Eu-
ropäische Emissionsrechtehandel 
hatte zu Beginn nur mäßigen Er-
folg. Aufgrund des Überangebots 
von Emissionsrechten in fast allen 
Europäischen Ländern brach der 
Preis für Emissionszertifi kate im 
Jahr 2006 auf nahezu Null ein. Da 
das Instrument sehr schnell in den 
einzelnen Europäischen Ländern 

eingeführt wurde und zudem un-
vollständige Informationen über die 
derzeitigen und vor allem zukünfti-
gen Emissionen vorlagen, kam es 
zu einer Fehlbewertung des Ange-
bots an Emissionsrechten. Zudem 
ist der Emissionsrechtehandel nur 
auf die Sektoren Energie und In-
dustrie beschränkt, und die Emis-
sionsrechte können gar nicht, bzw. 
nur zu 10% (ab 2008) versteigert 
werden. All diese Gründe haben zu 
einer Verzerrung des Emissions-
marktes geführt. Diese soll insbe-
sondere durch die vollständige Ver-
steigerung und die zentrale Zutei-
lung der Emissionsrechte zukünftig 
beseitigt werden.

Neben der weiteren Verbesse-
rung des Emissionsrechtehandels 
im Jahre 2005 drängt Europa wei-
terhin nachdrücklich auf die zügige 
Verbesserung der Energieeffi zienz, 
die Umsetzung einer nachhalti-
gen Mobilitätsstrategie sowie den 
deutlichen Ausbau erneuerbarer 
Energien. Europa hat in Punkto Kli-
maschutz viel erreicht, keine Frage. 
Insbesondere ist das Energie- und 
Klimapaket ein großer Erfolg. Den-
noch liegt noch ein langer Weg vor 
Europa. Die einzelnen Länder müs-
sen mehr tun, um ihre intendierten 
Klimaziele überhaupt zu erreichen. 
Bisher ist dies kaum durch aktiven 
Klimaschutz geschehen. Insbeson-
dere in südeuropäischen Ländern 
müssen die deutlichen Zuwächse 
der Emissionen aus dem Transport-
sektor gebremst werden. Zudem 
sollte auf die erneuerbaren Energi-
en ein höherer Anteil entfallen. Ob 
einzelnen Ländern Sanktionen bei 
Nichterfüllung auferlegt werden soll-
te, bleibt fraglich. Sicherlich ist der 
Emissionsrechtehandel ein geeig-
netes Instrument des Klimaschut-
zes. Nur sollten die Emissionso-
bergrenzen anders als bisher dyna-
misch angepasst werden, damit die 
CO2-Preise das Marktgeschehen 
refl ektieren und die notwendigen 

Signale für den Klimaschutz geben 
können. Nur durch eine gute und 
vor allem dynamische Anpassung 
und Abstimmung der einzelnen Ins-
trumente aufeinander kann ein kos-
teneffi zienter Klimaschutz gewähr-
leistet werden.

Deutschland auf dem Weg nach 
Kopenhagen

Der Klimaschutz hat in Deutsch-
land grundsätzlich einen hohen 
Stellenwert, dies wird sich auch mit 
der neuen Regierung kaum ändern. 
Die Treibhausgasemissionen ent-
stehen in Deutschland zum größten 
Teil aus den Bereichen Energiewirt-
schaft und Verkehr. Die Verbren-
nung von Braunkohle verursacht 
die vergleichsweise höchsten CO2-
Emissionen. Aufgrund des nach 
wie vor hohen Stein- und Braun-
kohlenanteils an der Stromerzeu-
gung ist Deutschland im Vergleich 
zu anderen Europäischen Ländern 
eines der CO2-emissionsstärksten 
Länder. Deutschland ist für knapp 
ein Viertel der europäischen Treib-
hausgasemissionen  verantwortlich 
und damit der größte Treibhaus-
gasproduzent in der EU.

Deutschland hat sich im Zuge 
der EU-Lastenverteilung verpfl ich-
tet, die klimarelevanten Treib-
hausgasemissionen gemessen an 
dem Niveau von 1990 bis zum Zeit-
raum von 2008 bis 2012 um ins-
gesamt 21% zu verringern. Dieses 
Ziel wurde schon im Jahr 2008 er-
reicht. Der zukünftige Stromerzeu-
gungsmix wird auch in den kom-
menden zwei Dekaden durch einen 
Anteil an fossiler Energie wie Kohle 
und Gas gekennzeichnet sein. Die 
Kohletechnologie wird nur dann ei-
ne Chance haben, wenn es möglich 
sein wird, die entstandenen CO2-
Emissionen einzulagern (CCS). Die 
heutigen Subventionen der Kohle-
technologie sollten umgewidmet 
werden zur Erforschung der CCS- 
Technologie. Eine Verlängerung der 
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Laufzeiten der Atomkraftwerke um 
zehn Jahre kann dazu beitragen, 
die notwendige Zeit zu geben, er-
neuerbare Energien und die CCS- 
Technologie wettbewerbsfähig zu 
machen. Aufgrund hoher Umwelt-
belastungen und Risiken sollten 
aber nur solche Atomkraftwerke 
länger laufen, die die notwendigen 
Sicherheitsstandards aufweisen.

Die politischen Weichen müssen 
daher noch sehr viel stärker als bis-
her in Richtung Klimaschutz gestellt 
werden. Die deutsche Wirtschaft 
hat die besten Ausgangsvoraus-
setzungen, ihren Wettbewerbsvor-
teil beim Umwelt- und Klimaschutz 
weiter auszubauen.  Die deutsche 
Wirtschaft kann vom Boom der 
Branchen der erneuerbaren Ener-
gien profi tieren, aber auch durch 
den Ausbau der Energieeffi zienz, 
innovativer Kraftwerkstechnologien 
und Antriebstechnologien. In den 
klassischen Umweltschutzbran-

chen wie Müllverarbeitung, Recy-
cling und Wasseraufbereitung kön-
nen weiterhin Weltmarktpotentiale 
ausgebaut werden. Viele Nationen, 
allen voran die USA und auch Chi-
na, haben erkannt, dass die Wirt-
schaft mittel- bis langfristig auf grü-
ne Techniken umstellen muss, um 
überhaupt wettbewerbsfähig zu 
sein. Neben der verbesserten Ener-
gieeffi zienz werden vor allem auch 
die erneuerbaren Energien sowie 
nachhaltige Mobilitätskonzepte wie 
beispielsweise die Elektromobilität 
deutlich an Gewicht gewinnen.

Wird es ein „Kopenhagen-
Protokoll“ geben?

Sicherlich wird in Kopenhagen 
ein Klimaschutzabkommen verein-
bart und verabschiedet werden, nur 
wird es vermutlich kaum konkrete 
nationale Emissionsminderungs-
ziele für bestimmte Zeitspannen 
und Sanktionen verbindlich festle-
gen. Die Nationen sollten aber auch 

nicht die Fehler des bisherigen Kyo-
to-Protokolls wiederholen. Es wäre 
ein großer Erfolg, wenn die Weltna-
tionen sich auf die Akzeptanz des 
2° C-Ziels einigen könnten. Wichtig 
ist, dass die beiden „Key Player“ 
USA und China an Bord sind. Wich-
tig ist zudem, Schwellen- und Ent-
wicklungsländer zu integrieren und 
fi nanzielle Ausgleichsmaßnahmen 
festzulegen. Der bisherige Mecha-
nismus des Clean Development 
Mechanism (CDM) hat zwar wich-
tige Klimaschutzprojekte in Ent-
wicklungsländern hervorgebracht, 
aber oftmals aufgrund mangelnder 
Nachhaltigkeit die eigentlichen Zie-
le verfehlt. Dennoch sollten im Rah-
men von technologischen Koope-
rationen in gemeinsamen Projekten  
Schwellen- und Entwicklungsländer 
und Industriestaaten viel stärker als 
bisher kooperieren. Der technologi-
sche Wandel ist der Schlüssel zur 
Lösung des Problems.

Seit Jahren bestimmt ein Datum 
die klimapolitische Debatte. An 

diesem Zeitpunkt werden Entschei-
dungen erwartet, die die Klimapo-
litik der nächsten Dekade prägen. 
Damit soll auch für Unternehmen 
mehr Klarheit geschaffen werden, 
wie es international in Sachen Kli-
maschutz weitergeht. An dieses 
Datum, den Dezember 2009, sind 
große Hoffnungen gebunden. Nun 
steht es kurz bevor – und es droht 
eine erhebliche Enttäuschung.

Im Jahr 2012 läuft das Kyoto-
Protokoll aus, mit dem sich erst-
mals verschiedene Länder auf fes-
te Treibhausgasreduktionen oder 
Emissionsobergrenzen verpfl ichtet 

Hubertus Bardt

Zwischen großen Hoffnungen und gedämpften Erwartungen

hatten. Klimapolitisch konnte dies 
nur ein erster Schritt sein. Dazu 
war der Kreis der beteiligten Län-
der zu klein und die angestrebten 
Emissionsminderungen waren zu 
gering. Die USA fehlten völlig, auch 
aufstrebende Schwellenländer wie 
China haben sich nicht auf eine Be-
grenzung der Emissionen festlegen 
wollen. Aber selbst unter den Län-
dern, die das Kyoto-Protokoll rati-
fi ziert und sich damit Grenzen für 
den Ausstoß von Treibhausgasen 
gesetzt hatten, sind die bisherigen 
Ergebnisse enttäuschend. Unter 
den größeren Industrieländern setz-
te sich neben Deutschland lediglich 
Großbritannien ein zweistelliges 
Reduktionsziel und erreichte die-

ses auch schon 2006. Deutschland 
konnte sein noch anspruchsvolle-
res Ziel einer Treibhausgasredukti-
on von 21% inzwischen ebenfalls 
übertreffen. Bessere Ergebnisse 
als versprochen erzielten weiterhin 
Schweden und Frankreich, obwohl 
beide keine Reduktionsverpfl ich-
tung übernommen hatten. Für die 
meisten anderen Länder sind nicht 
nur bescheidene Reduktionsziele 
oder gar ein wachsendes Treib-
hausgasbudget, sondern auch ein 
deutlich höherer Ausstoß an Treib-
hausgasen als vereinbart zu ver-
zeichnen. Besonders deutlich ist 
dies in Spanien. Zwar wurde statt 
einer Reduktion sogar eine Auswei-
tung der Emissionen um 15% zu-
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gestanden. Tatsächlich betrug der 
Zuwachs bis 2006 jedoch 50,6%. 
Demgegenüber sind in vielen mit-
tel- und osteuropäischen Staaten 
Emissionsrückgänge zu verzeich-
nen, die jedoch auf den Zusam-
menbruch der Planwirtschaften zu-
rückzuführen sind. Hinsichtlich der 
Zielsetzungen einer Reduktion von 
Treibhausgasen war das Kyoto-
Protokoll kein Erfolg.

Da das Kyoto-Protokoll nur Ziele 
bis zum Jahr 2012 vorsieht, ist es 
notwendig, für eine zukünftige in-
ternationale Klimapolitik ein neues 
Abkommen zu vereinbaren, über 
das im Dezember 2009 in Kopen-
hagen verhandelt wird. Eine reine 
Fortschreibung von Kyoto kann 
es jedoch nicht geben. Dazu sind 
die tatsächlichen Minderungen an 
Treibhausgasemissionen zu gering. 
Auch die aus dem Kyoto-Protokoll 
stammende Betonung rein natio-
naler Emissionsziele ist wenig ziel-
führend. Wichtiger wäre es, wenn 
sich alle beteiligten Staaten darauf 
verpfl ichten, Treibhausgasreduk-
tionen zu erreichen und dafür ent-
sprechend einer Lastenverteilung 
die Kosten zu übernehmen. Der je-
weilige Ort der Reduktion ist jedoch 
für das Klima unerheblich. Auch die 
Erfahrung aus dem Kyoto-Proto-
koll, dass sich im Wesentlichen Eu-
ropa zu Reduktionsanstrengungen 
verpfl ichtet hat, darf sich nicht wie-
derholen. Eine solch einseitige Las-
tenverteilung wäre nicht zu tragen.

Europa hat sich mit dem Ange-
bot, die Emissionen bis zum Jahr 
2020 um bis zu 30% gegenüber 
1990 zu senken, bereits lange im 
Vorfeld der Verhandlungen festge-
legt. Ob es gelingt, andere Weltregi-
onen mit vergleichbaren Zielen mit 
ins Boot zu holen, erscheint nach 
wie vor zweifelhaft. Die neue US-
Administration wirbt zwar für einen 
stärkeren Klimaschutz, hat aber 
immer noch kein anspruchsvolles 
Reduktionsziel vorgeschlagen. Ei-

ne ganze Reihe von Streitpunkten 
ist offen und muss in den nächs-
ten Wochen entschieden werden, 
wenn Kopenhagen kein Fehlschlag 
werden soll.

Umso wichtiger ist eine gute Ver-
handlungsposition der EU-Länder 
im Vorfeld der abschließenden 
Kyoto-Nachfolgeverhandlungen. 
Als problematisch kann sich her-
ausstellen, dass die Kosten einer 
Vereinbarung für die Länder, die 
bisher noch keinen Beitrag leisten, 
deutlich erhöht werden. Europa 
hat auf der einen Seite Frühstarter-
vorteile erarbeitet, auf der anderen 
Seite aber auch Wettbewerbs-
nachteile für bestimmte Branchen 
generiert. Diese Kostennachteile 
Deutschlands und Europas sind 
Kostenvorteile aus der Sicht von 
Drittländern. Durch den Beitritt zum 
Klimaschutzprozess würden diese 
Vorteile der Drittländer wegfallen, 
während die Wettbewerbsnach-
teile in Klimaschutzindustrien, die 
gegenüber dem Vorreiter EU be-
stehen, beibehalten werden. Die 
Entscheidung pro Klimaschutz ist 
damit mit zusätzlichen Kosten ver-
bunden, was eine Einigung nicht 
einfacher macht. Gleichzeitig hat 
Europa durch eine frühe und an-
spruchsvolle Festlegung seine 
Verhandlungsmöglichkeiten be-
schränkt: Verpfl ichtungen auf noch 
stärkere Treibhausgasreduktionen 
kann es kaum noch geben. Ein 
Zurücktreten hinter den aktuellen 
Vorschlag wäre hingegen innen-
politisch kaum durchzuhalten. Ein 
Ausweg könnte darin liegen, dass 
Europa tief in die Tasche greift und 
bei der fi nanziellen Unterstützung 
der Entwicklungsländer weit rei-
chende Zugeständnisse macht.

Die Wahrscheinlichkeit, dass 
die Kopenhagener Verhandlungen 
im Dezember kein fertiges Ergeb-
nis bringen werden, ist inzwischen 
sehr hoch. Mehr und mehr wird 
erwartet, dass hier grundsätzliche 

Festlegungen gemacht werden, die 
schwierigen und entscheidenden 
Details aber erst später verhandelt 
werden. Dies würde bedeuten, 
dass über die globale, aber auch 
über die europäische und nationa-
le Klimapolitik für die Zeit ab 2013 
weiter erhebliche Unsicherheit be-
stehen würde. Unternehmen könn-
ten sich dann immer noch nicht da-
rauf verlassen, dass es zu internati-
onal vergleichbaren Anstrengungen 
und damit zu vergleichbaren Belas-
tungen kommt. Für Investitionsent-
scheidungen in Deutschland und 
Europa kann das nicht förderlich 
sein.

Klimaschutz als öffentliches Gut

Die Verhandlungen in Kopenha-
gen stehen vor der großen Aufgabe, 
die Staaten der Welt auf gemeinsa-
me Anstrengungen zu verpfl ich-
ten. Klimaschutz kann nur global 
gelingen. Für alles andere sind die 
Mengen der einzusparenden Emis-
sionen zu groß.

Die Stabilisierung des Weltkli-
mas ist ein globales öffentliches 
Gut, für dessen Bereitstellung es 
keine mit zur Erhebung der nötigen 
Mittel ausreichenden Kompeten-
zen ausgestattete globale Instituti-
on gibt. Sich an der Bereitstellung 
dieses Gutes zu beteiligen, ist für 
jedes Land einzeln betrachtet oft 
nicht rational. Trittbrettfahrerverhal-
ten lohnt sich. Es ist zu befürchten, 
dass sich eine Reihe von Ländern 
auch in Zukunft nicht an internatio-
nalen Übereinkommen zum Klima-
schutz beteiligt oder die vereinbar-
ten Ziele nicht mit der notwendigen 
Anstrengung verfolgen wird. Da im 
Gegensatz zum Klimaschutz bei 
einer Politik der Anpassung nicht 
nur die Kosten im jeweiligen Land 
anfallen, sondern auch die Nutzen 
in Form von vermiedenen Schäden 
vollständig im Inland verbleiben, ist 
das Interesse der Länder an einer 
solchen Anpassungspolitik groß. 
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Instrumente zur Reduzierung der 
eintretenden Schäden sind priva-
te oder regionale öffentliche Güter, 
die von den Gebietskörperschaften 
bereitgestellt werden können. Auch 
diejenigen Länder, die sich an einer 
international abgestimmten Klima-
politik beteiligen, werden Maßnah-
men ergreifen, die die Kosten des 
dennoch anfallenden Klimawandels 
vermindern.

Im Ergebnis ist davon auszuge-
hen, dass eine Stabilisierung des 
Klimas als globales öffentliches Gut 
nicht in ausreichendem Maße zu-
stande kommen wird, auch wenn 
dies insgesamt kostenminimierend 
wäre. Damit wird der Klimawan-
del stärker ausfallen, als er unter 
optimalen Bedingungen ausfallen 
müsste. Maßnahmen zum Schutz 
vor Klimafolgen als private oder 
regionale öffentliche Güter werden 
hingegen bereitgestellt und fi nan-
ziert. Somit ist zu erwarten, dass es 
zu einer Unterversorgung mit dem 
öffentlichen Gut Klimaschutz kom-
men wird, während zu viele Mittel 
für den Schutz vor Klimafolgen 
aufgewendet werden. Besonders 
negativ betroffen hiervon wären 
insbesondere diejenigen Länder, 
die sich ausreichende Maßnahmen 
zum Schutz ihrer Bevölkerung und 
ihrer Lebensgrundlagen nicht leis-
ten können oder die von Folgen des 
Klimawandels bedroht sind, gegen 
die keine ausreichenden Schutz-
maßnahmen getroffen werden kön-
nen. Das globale Umweltproblem 
wird vermutlich nur unzureichend 
gelöst werden.

Dies erklärt den mühsamen Pro-
zess der Verhandlungen und lässt 
ein faktisches Scheitern der Ko-
penhagener Konferenz befürchten. 
Für diesen Fall wäre ein Plan B der 
deutschen und europäischen Poli-
tik notwendig, von dem bisher aber 
noch nichts zu sehen ist. Ein klima-
politischer Alleingang kann aber 

kaum eine langfristig akzeptable 
Antwort sein.

Effi zienter Klimaschutz

Eine Alternative zum Kyoto-Sys-
tem mit strengen nationalen Re-
duktionszielen würde darin liegen, 
dass ein effi zientes System globa-
ler Klimaschutzmaßnahmen reali-
siert würde und anschließend über 
die Kostenverteilung verhandelt 
wird. Aber auch im Rahmen natio-
naler Emissionsziele muss die Effi -
zienz des Klimaschutzes höchste 
Priorität haben. Ziel muss es sein, 
mit jedem investierten Euro mög-
lichst große Effekte für das Klima 
zu erzielen. Gerade in den augen-
blicklich wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten ist ein möglichst effi zienter 
Mitteleinsatz unumgänglich.

Um international einen möglichst 
effi zienten Klimaschutz betreiben 
zu können, müssen die Maßnah-
men zur Vermeidung von Treib-
hausgasemissionen an den Orten 
vorgenommen werden, an denen 
dies je vermiedener Einheit am 
billigsten ist. Oftmals dürften die-
se Möglichkeiten in den Entwick-
lungs- und Schwellenländern lie-
gen, während in den klimapolitisch 
aktiven Industrieländern preiswerte 
Vermeidungspotenziale bereits 
zu einem guten Teil ausgeschöpft 
sind. Ein neues internationales Kli-
maabkommen muss also dazu bei-
tragen, dass die global günstigsten 
Vermeidungspotenziale realisiert 
werden. Dazu ist vor allem eine 
Ausweitung der bisherigen fl exiblen 
Mechanismen unumgänglich. Dies 
gilt insbesondere für den Clean De-
velopment Mechanism, aber auch 
für Joint Implementation und für die 
Möglichkeit des Handels mit Emis-
sionsrechten. Diese Instrumente 
sorgen für die allokative Effi zienz 
bei der Reduzierung von Emissio-
nen. Im Falle eines idealtypischen 
reibungslosen Funktionierens der 
Instrumente ist die Zuordnung der 
konkreten Reduktionsziele dann 

ausschließlich eine Frage der Ver-
teilung der Kosten. Ob und wie es 
mit den internationalen Projekten 
weitergeht, hängt von den Detail-
ergebnissen der globalen Klimaver-
handlungen ab. Auch deshalb ist 
ein Erfolg im Dezember so wichtig.

Darüber hinaus müssen auch 
CO2-Reduktionen Berücksichti-
gung fi nden, die nicht durch gerin-
gere Emissionen, sondern durch 
die Bindung von Kohlendioxid 
erreicht werden. Bis zu gewissen 
Obergrenzen war das Einbeziehen 
von Senken auch unter dem Kyoto-
Protokoll schon möglich. Andere 
Formen der CO2-Bindung sollten 
aber ebenfalls in ein neues Klima-
schutzabkommen aufgenommen 
werden, vor allem im Bereich der 
Abscheidung und Lagerung von 
Kohlendioxid (Carbon Capture and 
Storage, CCS). Auch verstärkte 
Forschungsanstrengungen hin-
sichtlich marktfähiger klimafreund-
licher Technologien müssen einen 
wesentlichen Beitrag leisten. Eine 
hohe Flexibilität bei der Erfüllung 
von Klimaschutzzielen sichert einen 
möglichst kostengünstigen und 
allokativ effi zienten Klimaschutz. 
Dies muss neben der Lösung von 
Distributionsfragen, die hinter der 
Verteilung von nationalen Klima-
schutzzielen stehen, gewährleistet 
sein.

Deutschland, Europa und 
Kopenhagen

Nach Kopenhagen werden die 
deutsche und die europäische 
Politik gefordert sein. Dies gilt für 
den Fall des Scheiterns der Ver-
handlungen in besonderem Maße. 
Aber auch im Erfolgsfall muss die 
Klimapolitik sich den neuen Gege-
benheiten anpassen. Bisher sind 
Deutschland und Europa klimapo-
litisch nicht optimal aufgestellt. Vor 
allem wird zu wenig kostengünsti-
ger Klimaschutz betrieben. So ent-
stehen in Deutschland Ineffi zienzen 
durch den gleichzeitigen Einsatz 
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verschiedener Instrumente in den-
selben Bereichen. Insbesondere 
wird zu wenig beachtet, dass der 
Emissionshandel dazu führt, dass 
andere Klimaschutzmaßnahmen 
in den betroffenen Sektoren keine 
weiteren Emissionsreduktionen mit 
sich bringen. Aber auch außerhalb 
des Emissionshandels erfolgt der 
Instrumenteneinsatz nicht effi zient. 
Hier entstehen Zusatzbelastungen 
in Milliardenhöhe, denen keine ent-
sprechenden Klimaschutzwirkun-
gen gegenüberstehen. Würde man 
diese Defi zite beheben, ließen sich 
in erheblichem Umfang Kosten ein-
sparen.

Für die zukünftige Klimapolitik 
müssen vor allem drei Kernbot-
schaften berücksichtigt werden: 
Die Globalität des Problems sowie 
die Wettbewerbsprobleme müssen 
ernst genommen werden, und der 
Instrumentenmix muss verbessert 
werden, um unnötige Kosten zu 
vermeiden.

Die Globalität des Problems 
beachten

Der Klimawandel ist ein globales 
Problem. Daher kann Klimaschutz 
auch nur global erfolgen. Wo die 
Emission von Treibhausgasen re-
duziert wird, ist aus Umweltpers-
pektive gleichgültig. Aus ökono-
mischer Perspektive müssen die 
Klimaschutzprojekte umgesetzt 
werden, die am günstigsten sind 
– häufi g sind dies gerade die Pro-
jekte in China, Indien, Russland 
und verschiedenen Schwellen- und 
Entwicklungsländern. Aufgrund 
des Ausmaßes der Emissionen in 
diesen Ländern ist ein wirksamer 
Klimaschutz ohne Anstrengungen 
auch außerhalb Europas nicht zu 
erreichen. Dies bedeutet beispiels-
weise:

Europa braucht einen globalen • 
Klimaschutz, wenn es seine Ziele 
verfolgen möchte. Europa muss 
aber auch seine Instrumente 

verbessern und unnötige Kosten 
vermeiden, wenn es im Wettbe-
werb um den effi zientesten Kli-
maschutz bestehen will.

Andere Industrieländer und • 
Schwellenländer müssen unbe-
dingt in den internationalen Kli-
maschutz eingebunden werden.

Internationale Klimaschutzprojek-• 
te bilden eine Option für effi zien-
teren und damit kostengünstige-
ren Klimaschutz. Diese müssen 
besser als bisher genutzt werden.

Die Wettbewerbsprobleme 
ernst nehmen

Einseitige Kosten für bestimmte 
Branchen schaden der internatio-
nalen Wettbewerbsfähigkeit dieser 
Branchen. Nur eine effi ziente und 
Belastungen vermeidende Klima-
politik kann die Wettbewerbsfä-
higkeit sichern. Daher ist die Auk-
tionierung von Emissionsrechten in 
Europa kontraproduktiv. Wie oben 
geschildert, sind die hierdurch ent-
stehenden Wettbewerbsnachteile  
in anderen Ländern Wettbewerbs-
vorteile. Auf diese neuen Vorteile 
müssten diese Länder verzichten, 
wenn sie sich gleichsam am glo-
balen Klimaschutz beteiligen. Die 
Anreize für globale Klimaschutz-
anstrengungen werden damit un-
terminiert. Dies bedeutet beispiels-
weise:

Unternehmen müssen trotz • 
einseitiger klimapolitischer An-
strengungen im internationalen 
Wettbewerb bestehen können. 
Der richtige Ansatz ist hier die 
Klimapolitik. Protektionismus 
gegenüber Drittländern ist keine 
Lösung.

Mit der Auktionierung von Emissi-• 
onsrechten kommen hohe Belas-
tungen auf die deutsche Industrie 
zu, denen kein klimapolitischer 
Fortschritt gegenübersteht. Hier 
sind Ausnahmeregelungen not-
wendig.

Im Emissionshandel müssen We-• 
ge gefunden werden, bestimmte 
Kostengrenzen für Unternehmen 
nicht zu überschreiten.

Den Instrumentenmix 
verbessern

Die klimapolitischen Instrumente 
müssen besser aufeinander abge-
stimmt werden. Doppelregulierun-
gen sind zu vermeiden. Marktwirt-
schaftliche Instrumente eröffnen 
die Chance auf einen kostenmini-
mierenden Wettbewerb im Klima-
schutz. Innerhalb des Emissions-
handelssektors sollte auf weitere 
Maßnahmen so weit wie möglich 
verzichtet werden. Aber auch in 
anderen Bereichen ist es erforder-
lich auf die Effi zienz jeder einzelnen 
Maßnahme zu achten. Maßgeblich 
sind hierbei die erwarteten spezifi -
schen Vermeidungskosten für eine 
Tonne Kohlendioxidäquivalente. 
Hier muss eine konsequente Ori-
entierung an den günstigsten Maß-
nahmen erfolgen. Nur so kann ef-
fektiver und effi zienter Klimaschutz 
gewährleistet werden. Dies bedeu-
tet beispielsweise:

Der Emissionshandel ist ein allge-• 
meines Instrument, mit dem die 
Klimakosten in den Strompreis 
einbezogen werden. Weitere Ins-
trumente, beispielsweise Steuern 
und Vorgaben zum Stromver-
brauch, müsste man entspre-
chend abschaffen.

Statt viele Instrumente gleich-• 
zeitig einzuführen, muss sich die 
Politik auf die Maßnahmen be-
schränken, die mit den niedrigs-
ten Vermeidungskosten verbun-
den sind.

Verstärkte Forschung ist der • 
Schlüssel, um preiswerte Klima-
schutztechniken zu entwickeln, 
die auch gute Absatzchancen auf 
den Weltmärkten bieten und da-
mit die deutsche Wirtschaft stär-
ken können.
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Ein Ziel der UN-Klimakonferenz 
in Kopenhagen ist die Unter-

stützung der Entwicklungsländer 
bei der Finanzierung der Anpassung 
an den Klimawandel. Aber auch für 
Industrieländer wie Deutschland ist 
dies ein Thema, das zunehmend 
an Bedeutung gewinnt. Welche 
Sektoren sind in Deutschland vom 
Klimawandel besonders betroffen? 
Wie sollte die Anpassung ökono-
misch sinnvoll gestaltet werden? 
Gibt es neuen Bedarf an staatlicher 
Regulierung?

Auf der UN-Klimakonferenz in 
Kopenhagen steht neben den Ver-
handlungen über ein globales Kli-
maschutzabkommen auch die Fi-
nanzierung von Anpassungsmaß-
nahmen und Emissionsvermeidung 
in den Entwicklungsländern auf der 
Agenda. Die Europäische Kom-
mission hat den hierfür notwendi-
gen Finanzbedarf ab 2020 auf ca. 
100 Mrd. Euro jährlich beziffert.1 Ein 
Teil dieses Betrags könnte durch 
internationale öffentliche Finanz-
mittel in Höhe von 22-50 Mrd. Euro 
pro Jahr gedeckt werden. Etwa die 
Hälfte dieser Mittel (10-24 Mrd. Eu-
ro) sind für die Finanzierung von 
Anpassungsmaßnahmen in den 
Entwicklungsländern vorgesehen. 
Der Vergleich dieser Zahlen mit den 
aktuell ca. 86 Mrd. Euro an welt-
weiter Entwicklungshilfe offenbart, 
dass die Verhandlungsteilnehmer 
vor einem erheblichen Finanzie-
rungsproblem stehen.2

1 Vgl. COM (2009) 475/3, Stepping up inter-
national climate fi nance: A European blue-
print for the Copenhagen deal.

2 „Offi cial Development Assistance“ in 2008. 
Vgl. UN: Strengthening the Global Partner-
ship for Development in a Time of Crisis, Uni-
ted Nations, New York 2009.
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Anpassung an den Klimawandel – ein Thema auch in 
Deutschland

Unter Anpassung an den Kli-
mawandel sind dabei sowohl in-
dividuelle als auch institutionelle 
Maßnahmen in Reaktion auf das 
sich ändernde Klima zu verstehen, 
wobei diese vor allem das Ziel ha-
ben, die entstehenden Schäden zu 
begrenzen. Freilich stellt auch die 
Nutzung von Chancen des Klima-
wandels eine Form der Anpassung 
dar.

Zweifellos haben die Entwick-
lungsländer relativ zu ihrer Wirt-
schaftskraft die größten (Netto-) 
Klimaschäden zu erwarten. Jedoch 
stehen auch Industrieländer wie 
Deutschland vor dem Problem der 
optimalen Anpassung an den Kli-
mawandel. Aus Sicht eines einzel-
nen Landes ist es dabei sinnvoll, 
Anpassung an den Klimawandel 
unabhängig von der Vermeidung 
von Treibhausgasemissionen in 
diesem Land zu analysieren. Hier-
für spricht, dass Anpassungsmaß-
nahmen in erster Linie auf lokaler 
und regionaler Ebene wirken, Kli-
maschutz aber ein globales öffent-
liches Gut ist. Die Bereitstellung 
dieses Gutes kann von einem ein-
zelnen Land praktisch nicht beein-
fl usst werden – hierfür sind globale 
Abkommen nötig. Selbst wenn auf 
diesem Wege ehrgeizige Vermei-
dungsziele erreicht würden, ist auf 
Grund der Trägheit des Klimasys-
tems eine deutliche Klimaänderung 
zu erwarten – Anpassung ist also 
unumgänglich. Grundsätzlich soll-
ten dabei Anpassungsmaßnahmen 
durchgeführt werden, solange die 
zusätzlichen Kosten einer weiteren 
Maßnahme kleiner sind als die da-
durch eingesparten Klimaschäden.

Anpassung ist nötig – 
auch in Deutschland

Auch in Deutschland werden 
bestimmte Wirtschaftssektoren, 
die besonders verwundbar gegen-
über Klimaveränderungen sind, 
Anpassungsprozesse durchlaufen 
müssen. Dabei geht es nicht nur 
darum, Schäden zu reduzieren, 
sondern auch positive wirtschaftli-
che Potenziale, die sich durch den 
Klimawandel ergeben werden, zu 
nutzen.

Einer der bedeutenden Sekto-
ren ist hierbei der Energiesektor. 
In Abgrenzung zur Vermeidungs-
thematik, in der der Energiesektor 
auf Grund seiner CO2-Emissio-
nen ebenfalls eine Schlüsselrolle 
spielt, geht es bei der Anpassung 
in erster Linie um die sichere und 
kosteneffi ziente Bereitstellung von 
Energie unter geänderten Um-
weltbedingungen. Ein Beispiel ist 
die wassergespeiste Kühlung von 
Wärmekraftwerken (also haupt-
sächlich Kohle- und Atomkraftwer-
ken). Regionale Klimaprojektionen 
für Deutschland lassen auf gerin-
gere Sommerniederschläge und 
häufi gere Hitzeperioden im Laufe 
dieses Jahrhunderts schließen, 
was negative Auswirkungen auf die 
Verfügbarkeit von Kühlwasser in 
den Flüssen haben wird.3 Experten 
erwarten daher, dass die Leistung 
dieser Kraftwerke in Zukunft wäh-
rend des Sommers häufi ger ge-
drosselt werden muss. Außerdem 

3 Bezüglich der Aussagen zu Klimaprojekti-
onen, Auswirkungen und Anpassungsmaß-
nahmen, die in diesem Text gemacht werden, 
vgl. A. D a n n e n b e rg  et al.: The Economics 
of Adaptation to Climate Change – The Case 
of Germany, ZEW Discussion Paper Nr. 09-
057, 2009, und die dort zitierte Literatur.



Wirtschaftsdienst 2009 • 11724

ZEITGESPRÄCH

wird ein häufi geres Auftreten von 
Starkregen und Stürmen erwartet, 
die Schäden an der Infrastruktur 
der Verteilungsnetze verursachen. 

Beim Küstenschutz stellt sich die 
Herausforderung eines langsam 
ansteigenden Meeresspiegels an 
Nord- und Ostsee, wobei Voraus-
sagen bezüglich der Geschwindig-
keit des Anstiegs und der Häufi g-
keit und Intensität von Sturmfl uten 
noch mit großen Unsicherheiten 
behaftet sind. Projektionen des 
Meeresspiegelanstiegs bis 2100 
bewegen sich zwischen 14 cm 
und mehreren Metern. Hamburg 
gehört mit einem gefährdeten Ka-
pitalwert von ca. 40 Mrd. US-$ zu 
den 20 größten gefährdeten Städ-
ten weltweit, was auch unter den 
bestehenden Unsicherheiten einen 
Handlungsbedarf erkennen lässt. 

Mit größerer Sicherheit sind ver-
mehrte Überfl utungen im Landes-
inneren zu erwarten. Dort können 
verstärkte Winterniederschläge, 
frühere Schneeschmelzen und 
Starkregenereignisse zu häufi ge-
ren und stärkeren Flusshochwas-
sern führen. Andererseits werden 
als Folge einer Niederschlagsverla-
gerung vom Sommer in den Winter 
vor allem für Ostdeutschland som-
merliche Trockenperioden erwartet. 
Gebietsweise wird mit einem Rück-
gang der Sommerniederschläge 
um 30% gerechnet. Die hiervon 
betroffenen Sektoren Land- und 
Forstwirtschaft können jedoch lo-
kal auch vom Klimawandel profi tie-
ren. Höhere CO2-Konzentrationen 
in der Atmosphäre können unter 
bestimmten Umständen förderlich 
auf das Pfl anzenwachstum wirken, 
ebenso wie eine Verlängerung der 
Vegetationsphase auf Grund hö-
herer Temperaturen. Dem steht ein 
erhöhtes Risiko von Extremwet-
terereignissen (Trockenperioden, 
Hagel, Starkregen) gegenüber, was 
auch in der Landwirtschaft Anpas-

sungsmaßnahmen zur Schadens-
begrenzung notwendig macht.

Nicht zuletzt spielt die öffentliche 
Gesundheit in der Anpassungsde-
batte eine wichtige Rolle. Ein häufi -
geres Auftreten von Hitzeperioden 
kann vor allem in den städtischen 
Ballungszentren eine erhöhte ge-
sundheitliche Belastung verursa-
chen. Außerdem werden indirekte 
gesundheitsschädliche Folgen ei-
nes wärmeren Klimas erwartet, wie 
z.B. eine größere Verbreitung von 
Zecken und Allergiekrankheiten.

Diese Beispiele zeigen nur ei-
nen Ausschnitt von erwarteten 
klimabedingten Veränderungen 
unserer Lebens- und Wirtschafts-
bedingungen, auf die wir uns früher 
oder später einstellen müssen. Aus 
ökonomischer Sicht sind dabei 
nicht nur die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen von Klimawandel und 
Anpassung von Interesse, sondern 
vor allem auch eine Analyse der 
Zuständigkeiten. Wo sind effi ziente 
Anpassungsprozesse der Akteure 
aus eigenem Interesse zu erwar-
ten? Wo treten bei unregulierter 
Anpassung Ineffi zienzen, z.B. ne-
gative Externalitäten, auf? Welche 
Anpassungsmaßnahmen stellen 
öffentliche Güter dar und sollten 
daher vom Staat fi nanziert wer-
den? Welche weiteren Gründe für 
staatliches Eingreifen gibt es?

Staatliche Anpassung bei 
Marktversagen

Als wichtigstes Unterschei-
dungskriterium für Anpassung aus 
privatem Interesse (autonome An-
passung) und kollektive Anpassung 
durch den Staat gilt das Konzept 
des Marktversagens. Bei funkti-
onierenden Märkten kann private 
Anpassung ohne Staatseingriff als 
effi zient angesehen werden. Dies 
ist beispielsweise bei der Pfl anzen-
sortenwahl von Landwirten oder 
bei neuen Transportlösungen in der 
Binnenschifffahrt der Fall. In diesen 

Fällen von autonomer Anpassung 
kann grundsätzlich davon ausge-
gangen werden, dass alle Kosten 
und Erlöse der Maßnahmen in das 
private Kalkül einbezogen werden 
und das Marktgeschehen eine effi -
ziente Lösung hervorbringt. 

Liegt hingegen Marktversagen 
vor, kann staatliches Eingreifen (et-
wa die Bereitstellung öffentlicher 
Güter oder die Regulierung exter-
ner Effekte) die ökonomische Effi -
zienz erhöhen. Im deutschen Küs-
tenschutz gibt es mit dem Deich-
bau als Anpassungsmaßnahme an 
einen steigenden Meeresspiegel 
ein prominentes Beispiel für ein 
öffentliches Gut, welches durch 
Nichtrivalität in der Nutzung und 
fehlenden Konsumausschluss ge-
kennzeichnet ist. Auf Grund dieser 
Eigenschaften versagt der Markt 
bei der Bereitstellung des Gutes 
– ein Staatseingriff kann die allge-
meine Wohlfahrt steigern.

In vielen Fällen ist der Staat 
gefragt, eine effi ziente autonome 
Anpassung durch die Schaffung 
geeigneter Rahmenbedingungen 
erst zu ermöglichen. Dies wird vor 
allem bei der nötigen Bereitstel-
lung von Informationen deutlich. 
Das Wissen über erwartete Klima-
entwicklungen, und sei es auch 
zurzeit noch relativ unsicher, ist 
essentiell für die (oftmals langfris-
tigen) Entscheidungen der privaten 
Akteure wie z.B. Landwirte, Woh-
nungseigentümer und Kraftwerks-
besitzer. Informationen über das 
sich ändernde Klima sind zugleich 
ein öffentliches Gut. Die Bereitstel-
lung dieser Informationen ist also 
eine der wichtigsten Aufgaben des 
Staates, um private Akteure in die 
Lage zu versetzen, fundierte Ent-
scheidungen zu treffen. 

Ähnlich verhält es sich mit der 
Gewährleistung rechtlicher Rah-
menbedingungen, vor allem für 
Versicherungsverträge. Die Ent-
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wicklung geeigneter Versicherun-
gen durch den Versicherungs-
sektor stellt ohne Zweifel eine der 
wichtigsten autonomen Anpas-
sungsoptionen dar; seien es Ernte-
ertragsversicherungen in der Land-
wirtschaft oder Elementarscha-
densversicherungen bei privaten 
Immobilien. 

Hier kommt dem Staat neben 
der Bereitstellung der rechtlichen 
Rahmenbedingungen und Informa-
tionen über den Klimawandel aber 
auch eine andere wichtige Rolle zu: 
In der Vergangenheit kam es immer 
wieder vor, dass staatliche und pri-
vate Finanzhilfen nach Flut- oder 
Dürrekatastrophen gezahlt wurden. 
Im Falle der Elbefl ut von 2002 wur-
den die Verluste durch Staatshil-
fen, Versicherungszahlungen und 
private Spenden sogar überkom-
pensiert.4 Diese Kompensationen 
sind zwar bis zu einem gewissen 
Grad aus Gründen der Nothilfe 
und Solidarität wünschenswert, sie 
schmälern jedoch auch die Anrei-
ze, in die private Vorsorge für das 
nächste Schadensereignis zu in-
vestieren. Eine wesentliche staat-
liche Aufgabe im Zusammenhang 
mit der Anpassung an den Klima-
wandel wird es also sein, Bedin-
gungen zu schaffen, unter denen 
private Immobilienbesitzer und 
Landwirte das individuelle Scha-
densrisiko durch den Klimawandel 
einschätzen können, um ihm ange-
messen vorzubeugen, etwa durch 
vorsorgliches Bauen und/oder den 
Abschluss von Versicherungen. 

Zugleich muss der Staat glaub-
würdig signalisieren, dass nach 
Katastrophen nur eine begrenzte 
Notfallhilfe gewährt wird und kein 
vollständiger Schadensersatz. Ak-
tuell läuft in Bayern eine Informati-
onskampagne für Elementarscha-

4 Vgl. R. M e c h l e r, J. We i c h s e l g a r t n e r : 
Disaster Loss Financing in Germany – The 
Case of the Elbe River Floods 2002, Interna-
tional Institute for Applied Systems Analysis, 
2003.

densversicherungen in diesem Sin-
ne, mit der auch deutlich gemacht 
werden soll, dass nur bei nicht ver-
sicherbaren Schäden eine fi nanzi-
elle Unterstützung durch den Staat 
zu erwarten ist.5

Als ein weiterer Grund für einen 
Staatseingriff sind externe Effekte 
von autonomen Anpassungsmaß-
nahmen zu nennen. So können 
verlängerte Vegetationsphasen 
und ein ansteigendes Schädlings-
aufkommen zu einer höheren Bo-
denbelastung durch Pestizide und 
Pfl anzenschutzmittel führen, oder 
die Kühlwasserentnahme während 
Hitzeperioden lässt die Flusswas-
sertemperatur über biologisch 
kritische Grenzwerte steigen. Hier 
ergeben sich im Rahmen der An-
passungsstrategien privater Ak-
teure neue und stärkere externe 
Effekte, die in ihrem Wesen sehr 
ähnlich zu den bekannten Exter-
nalitäten aus der Umweltökonomie 
sind. Auch bei der verstärkten Nut-
zung von Klimaanlagen in privaten 
Wohnungen und Arbeitsstätten ist 
dies prinzipiell durch den höheren 
Stromverbrauch und verstärkte 
CO2-Emissionen der Fall. Aller-
dings ist diese negative Externa-
lität bereits durch das seit 2005 
existierende EU-Emissions han-
delssystem internalisiert.

Nach dieser grundlegenden 
Unterscheidung von autonomer 
Anpassung im Falle von funktionie-
renden Märkten und kollektiver An-
passung bei Marktversagen stellt 
sich insbesondere in Deutschland 
die Frage, welche staatliche Ebe-
ne für die Regulierung bzw. die 
Bereitstellung öffentlicher Güter 
zuständig sein soll. Nach der öko-
nomisch geleiteten Theorie des 
fi skalischen Föderalismus6 sollte 
genau jene Staatsebene mit der 

5 Vgl. www.elementar-versichern.bayern.de.

6 W. E. O a t e s : An Essay on Fiscal fede-
ralism, in: Journal of economic Literature 
37(3),1999, S. 1120-1149.

Bereitstellung des öffentlichen 
Gutes betraut werden (und dieses 
dann auch fi nanzieren), bei der der 
größte Nutzen des Gutes anfällt. 
Im Falle des Hochwasserschutzes 
bei Binnengewässern sind dies die 
Kommunen, da große Teile einer 
Gebietskörperschaft durch einen 
Deich geschützt werden. Eine ähn-
liche Argumentation ist auch für 
den Küstenschutz denkbar (und in 
anderen europäischen Ländern ist 
der Küstenschutz tatsächlich eine 
kommunale Aufgabe), jedoch sind 
hier auch immer Abstimmungspro-
bleme zwischen den lokalen Kör-
perschaften zu beachten. Daher 
kann im Falle des Küstenschutzes 
auch eine zentrale Planung – etwa 
auf Landesebene – sinnvoll sein, 
wie sie in Deutschland praktiziert 
wird.

Staatliche Anpassung auf Grund 
von Gerechtigkeitsüberlegungen

Neben dem zentralen Kriterium 
für kollektive Anpassung, dem 
Marktversagen, gibt es weitere 
Gründe für ein staatliches Ein-
greifen in Anpassungsstrategien. 
Vor allem handelt es sich hier um 
vertikale und horizontale Gerech-
tigkeit (d.h. Ausgleich zwischen 
Arm und Reich und Gleichheit vor 
dem Gesetz). Anpassung kann 
zwar effi zient sein, muss dadurch 
aber nicht automatisch als fair 
angesehen werden. Dass Gerech-
tigkeitsaspekte in der deutschen 
Klimadebatte relevant werden 
können, zeigt ein Beispiel aus 
dem Wohnungswesen. In der so-
zialen Sicherung gilt eine geheizte 
Wohnung als ein Grundbedürfnis, 
das bedürftigen Mitgliedern der 
Gesellschaft vom Staat zur Verfü-
gung gestellt wird. Bei einer weite-
ren Klimaerwärmung wird von der 
Politik zu klären sein, inwieweit 
auch einzelne Anpassungsmaß-
nahmen (z.B. klimatisierte Räume 
während Hitzewellen) als neue 
Grundbedürfnisse anzusehen sind 
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und daher Bedürftigen fi nanziert 
werden sollten. Aus Sicht von 
Ökonomen wäre dies effi zient mit 
Pauschaltransfers zu erreichen, da 
auf diesem Wege nicht in die freie 
Preisbildung eingegriffen wird. 

Eine beispielhafte Überlegung 
aus dem Bereich Küstenschutz il-
lustriert mögliche Probleme bezüg-
lich der horizontalen Gerechtigkeit: 
Werden die Küstenschutzmaßnah-
men nur unter Effi zienzgesichts-
punkten geplant und durchgeführt, 
ist neben dem Schutz bestimmter 
Gebiete auch die Aufgabe von 
besiedeltem Land möglich, wenn 
die Kosten des Schutzes zu hoch 
ausfi elen. In diesem Fall sind juris-
tische Konfl ikte sehr wahrschein-
lich, da die betroffenen Bewohner 
aus Gründen der Gleichbehand-
lung den Schutz vor Sturmfl uten 
einklagen werden. Eine rein ökono-
misch geleitete Entscheidung wür-
de hier also ein Gerechtigkeitspro-
blem aufwerfen. Sollen umgekehrt 
Gerechtigkeitsaspekte bei der Be-
reitstellung öffentlicher Güter be-
rücksichtigt werden, wird der Ge-
setzgeber um eine grundsätzliche 
Festlegung und Begrenzung von 
Schutzansprüchen nicht herum-
kommen.

Staatliche Anpassung auf Grund 
von Versorgungssicherheit

Dass die Thematik der Ver-
sorgungssicherheit im Zusam-
menhang mit Anpassung an den 
Klimawandel von Bedeutung ist, 
zeigt ein Blick auf die davon be-
troffenen Güter: Energie, Nah-
rungsmittel und Trinkwasser sind 
für eine Volkswirtschaft lebens-
notwendig. Gleichzeitig gehören 
die entsprechenden Wirtschafts-
sektoren zu den anfälligsten be-
züglich des Klimawandels. Selbst 
wenn bei diesen privaten Gütern 
kein Marktversagen vorliegen soll-
te, greift der Staat doch auf eine 
Weise in das Marktgeschehen ein, 

die eine sichere Versorgung für al-
le Bürger gewährleisten soll. Dies 
liegt an den enormen negativen 
Folgen für Wirtschaft und persön-
liches Wohlergehen, sollte eines 
dieser Güter über einen längeren 
Zeitpunkt nicht für alle Bürger zur 
Verfügung stehen. Ein Beispiel aus 
dem Bereich der Energieversor-
gung ist die Bundesnetzagentur, 
eine Bundeseinrichtung, die die 
privaten Stromversorger zu einer 
sicheren Stromversorgung recht-
lich verpfl ichtet.

Wie im Falle der Gerechtigkeits-
problematik wirft Anpassung an 
den Klimawandel ein neues Licht 
auf alte Fragen der Versorgungs-
sicherheit: Welche Waren und 
Dienstleistungen sind elementar, 
so dass staatliche Intervention die 
Versorgungssicherheit gewähr-
leisten sollte? Wie hoch sind die 
Kosten einer solchen Politik? Was 
ist ein akzeptables Niveau an Ver-
sorgungssicherheit, z.B. im Falle 
von Trinkwasser? Staatliche An-
passungspolitik wird Antworten auf 
diese Fragen fi nden müssen.

Fazit

Mit zunehmendem Wandel des 
Klimas wird optimale Anpassung 
an sich ändernde Umweltbedin-
gungen immer wichtiger. Aus die-
sem Grund hat die Bundesregie-
rung 2008 die „Deutsche Anpas-
sungsstrategie an den Klimawan-
del“ beschlossen. Diese Strategie 
soll einen Grundstein legen für ei-
nen mittelfristigen Prozess, in dem 
der Bund zusammen mit den Län-
dern und anderen gesellschaft-
lichen Akteuren Risikogruppen 
und Handlungsbedarf identifi zie-
ren sowie Ziele und Maßnahmen 
entwickeln und umsetzen wird. 
In der Strategie fehlt jedoch ein 
schlüssiges ökonomisches Kon-
zept, das aufzeigt, wo und wie der 
Staat in den Anpassungsprozess 
einzugreifen gedenkt. Da effi ziente 

Anpassung an den Klimawandel 
ohnehin mit vielen Unsicherheiten 
verbunden ist, sollte zumindest 
diese politische Unsicherheit so 
bald wie möglich behoben wer-
den.

Unsere ökonomischen Überle-
gungen haben gezeigt, dass ein 
Teil der Anpassungsmaßnahmen 
dezentral, d.h. über funktionieren-
de Märkte, erfolgen sollte. Dies 
gilt beispielsweise für viele Anpas-
sungsmaßnahmen in der Land- 
und Forstwirtschaft, aber auch von 
privaten Haushalten. 

Dem Staat kommen bedeutende 
Aufgaben zu, die unterschiedlich 
begründet sein können. Zunächst 
ist staatliches Eingreifen bei der 
Regulierung von Marktversagens-
tatbeständen erforderlich. Gleich-
zeitig wird über die Analyse von 
Marktversagen auch deutlich, wo 
der Staat nicht eingreifen sollte 
und autonome Anpassung priva-
ter Akteure zur effi zienten Lösung 
führt. Als weitere Gründe für staat-
liches Eingreifen sind Gerechtig-
keitsaspekte und Versorgungssi-
cherheit zu nennen. Eine Politik, 
die das Ziel verfolgt, allen Bürger 
gleichermaßen Zugang zu lebens-
wichtigen Gütern zu gewährleis-
ten, muss zunächst diese Güter 
identifi zieren. Zur Zielerreichung 
sollten dann Instrumente und Maß-
nahmen gewählt werden, die die 
Gesamtwohlfahrt möglichst wenig 
beeinträchtigen.

 Der Klimawandel stellt diese al-
te Frage auf neue Weise. Diese Er-
wägungen werden vor allem in der 
Gesundheits-, Energie- und Sozial-
politik notwendig sein. Zusammen-
fassend lässt sich feststellen, dass 
Anpassung an den Klimawandel 
eine differenzierte, sektor- und län-
derspezifi sche Analyse erfordert, 
die Ökonomen wie auch Fachleute 
anderer Disziplinen noch viele Jah-
re beschäftigen wird.
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